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AUS DER SITZUNG DES ZÜRCHER GEMEINDERATS

Breite Zustimmung zum Kulturleitbild 2012–2015. Der Rat nimmt zustimmend vom
Kulturleitbild für die Jahre 2012–2015 Kenntnis. Dies geschieht mit 89 zu 24 Stimmen
gegen den Willen von SVP und SD.

Subventionen für zehn Kulturinstitutionen weitergeführt. Subventionsverträge mit Jah-
resbeiträgen von insgesamt 5,2 Millionen Franken werden für zehn Institutionen ver-
längert: für das Moods, das Mühlerama, das Schweizerische Institut für Kinder- und
Jugendmedien, das Forum Alte Musik, die Theater Stadelhofen und Stok, die Zürcher
Sängerknaben und das Kammerorchester, das Xenix, das Tram-Museum. Die SVP
stimmt in keinem Fall Ja, sie stört sich vor allem am gewährten Teuerungsausgleich.

Mehr Geld für junge Kunstschaffende. Es soll geprüft werden, ob mindestens 15 Pro-
zent der freien Kulturkredite für junge Kulturschaffende reserviert werden können.
Ein Postulat der Grünen wird mit 71 gegen 45 Stimmen überwiesen.

Information über Abstimmung auf dem Postweg. Der Souverän soll besser über den
jeweiligen Termin informiert werden, bis zu dem Stimmcouverts bei brieflicher Ab-
gabe einzuwerfen sind. Ein SVP-Postulat wird diskussionslos überwiesen. urs.

Von der Büro-Brache zum Cluster-Wohnen
Bei der Umnutzung des ehemaligen Sitzes der Ruf AG in Zürich Altstetten gehen die Investoren neue Wege

Die alten Industrieareale Zürichs
sind schon weitgehend umge-
nutzt. Nun wenden sich innova-
tive Bauherren leerstehenden
Büroflächen zu und bauen sie zu
Wohnungen um. Ein aktuelles
Beispiel ist das Gebäude der
Ruf AG an der Badenerstrasse.

Irène Troxler

Das Haus an der Badenerstrasse 595
empfängt den Besucher mit einem gross-
zügigen Entrée und einer von Licht um-
fluteten Wendeltreppe. Der ehemalige
Firmensitz der Ruf AG ist ein typisches
Bürogebäude aus den 1950er Jahren. Das
Unternehmen stellte Buchhaltungsma-
schinen her, eine Art frühzeitliche Com-
puter, die damals in der Schweiz weit
verbreitet waren. Später verlegte die In-
formatikfirma ihren Sitz nach Schlieren
und vermietete das Gebäude an die
UBS. Nach deren Auszug wurde es
schwierig, zu gleichen Konditionen neue
Mieter zu finden. So entstand die Idee,
aus den Büros Wohnungen zu machen.

Eigentums-Wohngemeinschaft
Doch wie wohnt man in einem Büro-
gebäude, das an einer Hauptverkehrs-
achse liegt? Von Anfang an war an klar,
dass hier kein Nullachtfünfzehn-Wohn-
block entstehen würde. Die Zürcher
Architektin Silva Ruoss richtet in ihrem
Umbauprojekt die Wohnungen auf die
von der Strasse abgewandte Seite aus,
wo ein begrünter Innenhof entstehen
soll. An der Badenerstrasse plant sie
Ateliers. Durch die Aufstockung des
Gebäudes wird Raum gewonnen für
Attikawohnungen und eine gemein-
schaftliche Terrasse. Unter dem Titel
«Stammhaus» stehen die geplanten
Wohnungen zurzeit zum Verkauf. Es
handelt sich durchwegs um Wohnate-
liers, die auch im Rohbau erstanden
werden können. Attraktiv sind die
Raumhöhen von 3,1 Metern.

Als Zielpublikum habe man Paare
und Einzelpersonen im Auge; so erklä-
ren sich die für Eigentumswohnungen

relativ kleinen Flächen von meist rund
70 bis 100 Quadratmetern. Das Projekt
richte sich auch an sogenannte Clusters,
also Freunde oder verschiedene Gene-
rationen, die im gleichen Haus, aber in
der eigenen Wohnung leben möchten,
sagt Sonja Mischol von der Fischer AG,
die für den Verkauf zuständig ist. «Fitte
Alte, notorische Singles, Workaholics

und Lebenskünstler» gehören laut Ver-
kaufsprospekt zum Zielpublikum.

Nicht ganz billig
Die gemeinschaftlichen Aussenräume
sollen für Kontakte unter den Besitzern
der 44 Wohnateliers sorgen. Auch ein
Gästezimmer, das man mieten kann, ist

geplant. Der Name «Stammhaus» be-
zieht sich laut den Promotoren auf die
Vorstellung, in Clans zu wohnen.

Das trendbewusste Wohnen hat sei-
nen Preis, auch in Altstetten: Ein 112
Quadratmeter grosses Wohnatelier im
Erdgeschoss kostet voll ausgebaut
990 000 Franken, ein 90 Quadratmeter
grosses mit Balkon im zweiten Stock
770 000 Franken. Und die grösste Woh-
nung, ein zweistöckiges Attika-Wohn-
atelier von 140 Quadratmetern, kommt
auf 1,98 Millionen Franken zu stehen.
Das Echo sei gut: Rund die Hälfte der
Wohnungen sei bereits mehr oder weni-
ger definitiv reserviert, sagt Mischol. In
den nächsten Tagen entscheide die
Totalunternehmung Senn BPM, ob sie
als Investorin die Liegenschaft definitiv
kaufen und umbauen wolle.

BZO-Änderung nötig?
Schwer zu vermietende Bürogebäude
an zweitklassigen Lagen seien die In-
dustriebrachen von morgen, sagt der
Immobilienfachmann Martin Hofer von
Wüest & Partner. Er hatte auch der Ruf
AG zur Planung von Wohnungen ge-
raten, weil damit ein höherer Preis
generiert werden könne als mit dem
Verkauf eines Bürohauses. Allein die
beiden Grossbanken CS und UBS hin-
terlassen durch die Konzentration ihrer
Standorte in Oerlikon und beim Üetli-
hof beziehungsweise in Altstetten, an
der Europaallee und in Opfikon zahl-
lose leere Büros. Angesichts des ausge-
trockneten Zürcher Wohnungsmarktes
bietet sich oftmals eine Umnutzung zu
Miet- oder Eigentumswohnungen an.
Denn sofern ein Bau nicht allzu tief und
damit düster ist, lässt es sich in einem
Bürogebäude recht gut wohnen.

Im Weg stehen könnte diesem Trend
allerdings die Zürcher Bau- und Zonen-
ordnung, denn steht ein Gebäude in der
Industrie- und Dienstleistungszone, so
darf darin grundsätzlich nicht gewohnt
werden. Allerdings ist gegenwärtig eine
BZO-Revision im Gange und eine neue
Mischzone zumindest in Diskussion.

Samstag, 12. November, von 11 bis 15 Uhr: «Stamm-
haus» Open House, Badenerstrasse 595, Zürich.

85 Stellen für Kommunikation
Zürichs Gemeinderat über Effizienz in der Stadtverwaltung

urs. U Zürichs Stadtrat ist beileibe nicht
das einzige Gremium, das seine Leistun-
gen, aber auch seine Fehlleistungen
möglichst gut kommunizieren lassen
will. Nicht nur, aber auch zu dem Zweck
hat jedes Departement seine Kommuni-
kationsabteilung. Ein ganzes Heer sol-
cher Fachleute witternd, verlangte die
FDP-Fraktion mit einem vom Gemein-
derat überwiesenen Postulat einen Be-
richt: Die Exekutive war aufgefordert,
nebst einer Auflistung der vorhandenen
Stellen auch Vorschläge zur Effizienz-
steigerung und somit Einsparmöglich-
keiten in diesem Bereich zu liefern.

Am Mittwoch ist das Resultat im
Stadtparlament behandelt worden. Der
Freisinn bedankte sich beim Stadtrat
artig für die abgelieferte Arbeit und
nahm diese im Gegensatz zur SVP gar
zustimmend zur Kenntnis – wiewohl er
im erhaltenen Material durchaus Indi-

zien für ein unübersichtliches System
sah. Die Kernfrage, wie man die Effi-
zienz steigern könnte, bleibe zudem un-
beantwortet. Deshalb werde man über
den verbindlicheren Weg einer Motion
geeignete Massnahmen verlangen.

Tatsächlich ortet die Exekutive of-
fenbar kaum Optimierungspotenzial
beziehungsweise betont, Instrumente
zum Erkennen desselben seien schon
geschaffen. Zwischen etwas unbeholfen
formulierten Plattitüden wie jener, dass
«der Informationskonsum der Men-
schen stetig weiterwächst», listet der
Bericht auch die Stellenprozente auf,
die für die Kommunikation nach innen
und aussen zur Verfügung stehen: Ende
2010 waren es knapp 85 Stellen, etwa 5
Prozent mehr als im Jahr 2007. Nebst
den Departementssekretariaten verfü-
gen 30 Dienstabteilungen über eigene
Kommunikationsabteilungen.

Im «Stammhaus» an der Zürcher Badenerstrasse wird mit neuen Wohnideen experi-
mentiert: Wo früher Bankangestellte arbeiteten, entstehen Wohnateliers. SIMON TANNER / NZZ

Kampf
gegen «Enteignung»

Erneutes Referendum in Zürich

cn. U Hin und wieder können sie es noch
miteinander, die Stadtzürcher Bürger-
lichen. SVP, FDP und CVP haben ge-
meinsam das Referendum gegen eine
umstrittene Baulinie in Zürich Affol-
tern ergriffen. Die Baulinie, die die Auf-
gabe hat, das Trassee für eine geplante
Tramlinie zu sichern, trifft einen der in-
volvierten Grundeigentümer so hart,
dass die SVP in der vorberatenden
Kommission des Gemeinderats den An-
trag stellte, diese Baulinie separat zu be-
handeln. Doch davon wollten die ande-
ren Parteien nichts wissen, und so grif-
fen die Bürgerlichen zum Behörden-
referendum. Mit der umstrittenen Bau-
linie kommt in der Stadt Zürich deshalb
ein ganzes, zum allergrössten Teil unum-
strittenes Baulinien-Paket vors Volk.

Die SVP schaut sich die im Gemein-
derat behandelten Baulinien seit einiger
Zeit besonders genau an und sucht auch
das Gespräch mit den Grundstückbesit-
zern. Den Ausschlag für das nun zu-
stande gekommene Referendum gab
der Besitzer einer Tankstelle an der
Wehntalerstrasse 312, wo dereinst eine
Tramhaltestelle erbaut werden soll. Ist
die Baulinie einmal rechtsgültig, kön-
nen die Eigentümer ihre Liegenschaften
grundsätzlich nur noch sanieren.
Kommt es zum Bau der geplanten
Strasse oder wie in diesem Fall Tram-
linie, wird ihnen der Wert der Liegen-
schaft erstattet. Die Wertsteigerung von
Neu- oder Ausbauten ist davon aller-
dings ausgenommen. Laut SVP-Ge-
meinderat Kurt Hüssy, der das Geschäft
im Stadtparlament vertrat, würde ein
Drittel der Liegenschaft durch die neue
Baulinie unbrauchbar. Für den Besitzer,
der sein Leben lang gearbeitet und sein
Geld in das Grundstück investiert habe,
komme dies einer Enteignung gleich.

Stadtzürcher Budget
leicht verbessert

ak. U Durch die Nachträge zum Budget
2012, den sogenannten Novemberbrief,
verbessert sich der Voranschlag der
Stadt Zürich in der laufenden Rech-
nung um 3 Millionen Franken. Statt des
ursprünglich vorgesehenen Ertrags-
überschusses von 3,4 Millionen Franken
würden 6,4 Millionen resultieren. Die
Verbesserung ist unter anderem auf die
vorzeitige Beendigung des Informatik-
projekts Elusa im Sozialdepartement
und Minderausgaben für Spitex-Leis-
tungen Privater zurückzuführen. Dem
stehen unter anderem höhere Arbeit-
geberbeiträge bei den Kulturinvestitio-
nen gegenüber. Die Investitionsrech-
nung erhöht sich um 7,5 auf 932,1 Millio-
nen Franken. Hier schlagen etwa aufs
Jahr 2012 verschobene Investitionstran-
chen beim Triemli-Neubau zu Buche.

KMU-Förderung soll
in Gemeindeordnung
Antrag an Zürcher Gemeinderat

ak. U Die Förderung der kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU) soll in
der Gemeindeordnung der Stadt Zürich
festgeschrieben werden. Das beantragt
die zuständige Kommission des Ge-
meinderats. Ihr entsprechender Gegen-
vorschlag zu den zwei KMU-Initiativen
des Gewerbeverbands ist von allen Par-
teien in der Kommission unterstützt
worden, wie die Kommissionspräsiden-
tin Claudia Simon (fdp.) sagt.

Der Gegenvorschlag nimmt die For-
derungen der beiden Initiativen auf,
etwa die Schaffung eines KMU-Forums,
das städtische Erlasse auf ihre KMU-
Freundlichkeit hin prüft. Es sollen zu-
dem grundsätzlich gute Rahmenbedin-
gungen fürs Gewerbe und eine Anlauf-
stelle innerhalb der Stadtverwaltung ge-
schaffen werden. Diese Punkte wollte
der Stadtrat zwar auch erfüllen – in
Form einer Verordnung, die er als in-
direkten Gegenvorschlag verstand. Die
Kommission anerkennt das stadträt-
liche Bemühen um die KMU-Förde-
rung, möchte diese aber zusätzlich in die
Gemeindeordnung aufnehmen – damit
auch die Nachfolgerinnen und Nachfol-
ger der heutigen Stadträte sich daran
gebunden fühlen.

Richard W. Späh, der Präsident des
Zürcher Gewerbeverbands, begrüsst
das Vorgehen der Kommission und hat
dem Initiativkomitee auch bereits nahe-
gelegt, die Initiativen zugunsten des
Gegenvorschlags zurückzuziehen. Auch
er lobt zwar die zunehmend gewerbe-
freundliche Politik der Zürcher Stadt-
regierung, wünscht sich aber ebenfalls
die entsprechende «Rückversicherung».

Geothermisches
Kraftwerk als Ziel

Verein gegründet

asü. U Die mutmassliche Abkehr von
der Atomenergie hat intensive Diskus-
sionen über Alternativen ausgelöst.
Grosses Potenzial wird der Geothermie
beigemessen. Die Forschung über die
Energiegewinnung aus dem Wärme-
reservoir im Erdinnern kommt voran,
doch der Umsetzung fehlt der Schwung.
Der Verein Geothermische Kraftwerke
Schweiz (VKGS) will das ändern. Am
Mittwoch ist die Zürcher Sektion ge-
gründet worden, die zweite nach jener
im Aargau. Präsidiert wird die Zürcher
Sektion von der Kantonsrätin Carmen
Walker Späh (fdp.), Vizepräsident ist
Nationalrat Filippo Leutenegger (fdp.).

Mark Eberhard, Präsident des
VKGS, schätzt das geothermische Po-
tenzial im Kanton Zürich auf knapp
14 000 Terawattstunden elektrische
Energie. Damit könnte die Bevölkerung
des Kantons rund 1350 Jahre versorgt
werden. Die Zürcher Sektion steckt sich
vorerst ein bescheideneres Ziel: Bis im
Jahr 2020 soll im Kanton ein geothermi-
sches Kraftwerk mit Tiefenbohrungen
von 3 bis 5 Kilometern in Betrieb ge-
nommen werden. Seine Leistung wird
auf 3 bis 5 Megawatt elektrische Ener-
gie geschätzt. Um künstlich ausgelöste
Erdbeben wie beim Basler Geothermie-
projekt zu verhindern, soll auf das
hydrothermale System gesetzt werden.
Dieses lässt das Gestein unverändert
und greift direkt auf das heisse Wasser
im Untergrund zu. Erste Schritte der
Zürcher Sektion sind das Suchen von
Sponsoren und Partnern wie zum Bei-
spiel Stromversorgern sowie Informa-
tionsarbeit.


